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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 12. Juli 1952 26. Stück

1 1 8 . Bundesgesetz: Pressegesetznovelle 1952.
1 1 9 . Bundesgesetz: Ärztegesetznovelle 1952.
1 2 0 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Berechtigung der nach reichsrechtlichen Vorschriften

approbierten Zahnärzte.
1 2 1 . Kundmachung: Festsetzung der Großverkaufspreise für den von der Verwertungsstelle des Österreichischen

Branntweinmonopols abgegebenen Branntwein (Spiritus).

1 1 8 . Bundesgesetz vom 7. Mai 1952, wo-
mit presserechtliche Vorschriften geändert

werden (Pressegesetznovelle 1952).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 7. April 1922, BGBl.
Nr . 218, über die Presse, in seiner derzeit
geltenden Fassung, wird geändert und ergänzt
wie folgt:

1. Dem ersten Absatz des § 4 wird folgender
Satz angefügt:

„Doch haftet der Inhaber der Druckerei für
die über den Geschäftsführer oder Pächter ver-
hängten Geldstrafen und für die Kosten des
Strafverfahrens zur ungeteilten H a n d mit dem
Verurteil ten."

2. Dem § 5 wird als zweiter Absatz folgende
Bestimmung angefügt:

„(2) Für Geldstrafen, die wegen Übertre tung
der Ordnungsvorschriften oder wegen einer
durch den Inhalt einer periodischen Druckschrift
begangenen strafbaren Handlung verhängt
werden, für Geldbußen nach § 29 Abs. 2 und
§ 30 Abs. 4 sowie für die Kosten des Strafver-
fahrens haften der Herausgeber und der Eigen-
tümer (Unternehmer) einer periodischen Druck-
schrift zur ungeteilten H a n d mit dem Verur-
teilten. Für die gegen den Herausgeber verhäng-
ten Geldstrafen und Geldbußen sowie für die
Kosten des gegen ihn durchgeführten Strafver-
fahrens haftet auch der Eigentümer (Unter-
nehmer) der periodischen Druckschrift. "Wenn
nach der Fällung des Urteils, womit eine
Haftung ausgesprochen wird, in der Person des
Eigentümers ein Wechsel eintrit t , haftet der
neue Eigentümer zur ungeteilten Hand mi t dem
früheren."

3. Im § 11 hat der zweite Satz zu lauten:

„Doch kann die Bezirksverwaltungsbehörde,
im Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde
diese, anordnen, daß das Anschlagen nur an
bestimmten Plätzen erfolgen darf."

4. § 14 hat zu lauten:

„§ 14. Von den Bestimmungen dieses Ab-
schnittes sind amtliche Druckwerke oder amt-
liche Teile von Druckwerken ausgenommen, die
von dem Nationalrat , dem Bundesrat, der Bun-
desversammlung, einem Landtag, der Akademie
der Wissenschaften oder von einer Bundes- oder
Landesbehörde innerhalb ihres Wirkungskreises
herausgegeben werden. Die Freistücke (§ 21) sind
jedoch abzuliefern."

5. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. (1) Auf jeder N u m m e r einer peri-
odischen Druckschrift müssen außerdem der
Name und der W o h n o r t des Herausgebers und
des Eigentümers (Unternehmers) der Druck-
schrift sowie der Name und Wohnor t des ver-
antwortlichen Redakteurs angegeben sein; an
Stelle des Wohnortes dieser Personen kann auch
der Sitz der Redaktion der Druckschrift an-
gegeben werden.

(2) Sind für eine periodische Druckschrift
mehrere verantwortliche Redakteure bestellt, so
ist anzugeben, für welchen Teil der Druckschrift
jeder verantwortlich ist.

(3) Auf jedem Druckwerk, das ausgehängt
oder angeschlagen wird (§ 11), oder dessen Um-
fang drei Druckbogen nicht übersteigt (§ 20),
muß, sofern es nicht unter § 15 Abs. 2 fällt,
neben dem Namen und Wohnor t des Druckers
und Verlegers auch der Name und Wohnor t
einer Person angegeben werden, die für den
Inhalt des Druckwerkes presserechtlich ver-
antwortlich ist; an Stelle des Wohnortes dieser
Personen kann auch der Sitz der Druckerei und
des Verlages angegeben werden."

6. § 18 hat zu lauten:

„§ 18. (1) Verantwortlicher Redakteur kann
nur eine großjährige Person sein, die vom Wahl-
recht zum Nationalrat nicht ausgeschlossen ist
und in der Republik Österreich ihren ständigen
Wohnsitz hat.

6 45



384 Stück 26 , N r . 118.

(2) Ein Mitglied des Nationalrates , des Bun-
desrates oder eines Landtages kann, solange seine
Immunität währ t (Artikel 57, 58 und 96 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929) nicht verantwortl icher Redakteur sein.

(3) Diese Bestimmungen gelten auch für Per-
sonen, die auf einem der im dr i t ten Absatze des
§ 16 bezeichneten Druckwerke als verantwor t -
lich angegeben werden.

7. Der zweite Satz im ersten Absatz des § 19
ha t zu lauten:

„Die Anzeige hat zu enthal ten: den Namen
der periodischen Druckschrift, die Zeitabstände
ihres Erscheinens, N a m e n u n d Wohnor t des
Druckers, Herausgebers, Eigentümers (Unter-
nehmers) und der verantwortl ichen Redak-
teure ."

8. Im zweiten Absatz des § 19 t r i t t an die
Stelle des Wortes „Schriftwalter" das W o r t
„Redakteur" .

9. Der erste Absatz im § 20 hat zu lauten:
„(1) V o n jedem Druckwerke, dessen Umfang

drei Druckbogen nicht übersteigt, und von jeder
N u m m e r einer periodischen Druckschrift ha t der
Drucker mi t Beginn der Verbre i tung je ein
Pflichtstück beim Staatsanwalt u n d bei der Be-
hörde ( § 1 1 ) des Erscheinungsortes, wenn dieser
aber im Ausland liegt, des Druckortes abzu-
liefern. Wi rd das Druckwerk im Ausland ge-
druckt, so trifft die Verpflichtung den Verleger,
bei periodischen Druckschriften den Heraus-
geber."

10. Im ersten Absatz des § 21 t re ten an die
Stelle der W o r t e „in der O s t m a r k " die W o r t e
„im Inland" und an die Stelle der W o r t e „nicht
in der Os tmark" die W o r t e „ im Ausland".

11. Im dr i t ten Absatz des § 21 wird der
Betrag des zur Hälfte zu vergütenden Laden-
preises von Druckwerken auf 200 S erhöht .

12. Im zweiten Absatz des § 24 t re ten an die
Stelle der W o r t e „die für den Inhal t der peri-
odischen Druckschrift presserechtlich veran twor t -
liche Person" jeweils die W o r t e „der verant-
wortliche Redakteur" .

13. Im fünften Absatz des § 24 t re ten an die
Stelle der W o r t e „der für den Inhal t der peri-
odischen Druckschrift presserechtlich veran twor t -
lichen Person" die W o r t e „dem verantwortl ichen
Redakteur" .

14. Im sechsten Absatz des § 24 t re ten an die
Stelle der W o r t e „die für den Inhal t der peri-
odischen Druckschrift presserechtlich ve ran twor t -
liche Person" die W o r t e „der verantwortl iche
Redakteur" .

15. Im siebenten Absatz des § 24 t re ten an
die Stelle der W o r t e „der (dem) Verleger" je-
weils die W o r t e „der (dem) Eigentümer (Unter-
nehmer)" ; an die Stelle des Höchstbetrages der
nach der gleichen Bestimmung dem Eigentümer

(Unternehmer) einer periodischen Druckschrift
zuzuerkennenden Entschädigung t r i t t der Betrag
von 10.000 S.

16. In § 25 treten an die Stelle der W o r t e
„die für den Inhal t der periodischen Druckschrift
presserechtlich verantwortl iche Person" die
W o r t e „der verantwortl iche Redakteur" .

17. Im ersten Absatz des § 26 entfallen die
W o r t e „die nicht den Bestimmungen des Schrift-
leitergesetzes unterl iegt ," .

18. Im zweiten Absatz des § 26 t re ten an die
Stelle der W o r t e „der Verleger" die W o r t e „der
Herausgeber u n d der Eigentümer (Unterneh-
mer)" .

19. Dem § 29 wird folgende Bestimmung als
zweiter Absatz angefügt:

„(2) Enthäl t das Druckwerk den strafbaren
Vorwurf eines Verbrechens, eines Vergehens,
einer gerichtlich strafbaren Über t re tung oder
den nicht durch guten Glauben entschuldbaren
Vorwurf eines unehrenhaften oder unsittlichen
Verhaltens oder eine nicht durch guten Glauben
entschuldbare Schmähung, so ist in dem gegen
den Tä te r oder Mitschuldigen deswegen er-
gehenden verurteilenden Erkenntnis eine an den
Beleidigten zu entrichtende Geldbuße bis zum
Betrage von 25.000 S zu bestimmen. Die Geld-
buße ist vom Gericht nach freiem, durch die
Würdigung aller Umstände geleitetem Ermessen
festzusetzen. Ein das Ausmaß der vom Gericht
best immten Geldbuße übersteigender Schaden
kann auf dem Zivilrechtsweg geltend gemacht
werden."

20. Im ersten Absatz des § 30 t re ten an die
Stelle der W o r t e „so ist der presserechtlich ver-
antwortliche Schriftleiter oder -walter einer Zei-
t u n g " die W o r t e „der verantwortl iche Redak-
teur" .

21 . Im zweiten Absatz des § 30 t re ten an die
Stelle der W o r t e „in der O s t m a r k " die W o r t e
„im Inland".

22. Der vierte Absatz des § 30 ha t zu lauten:
„(4) Die Vernachlässigung der pflichtmäßigen

Sorgfalt ist als Über t re tung mi t Geldstrafe bis
25.000 S, wenn aber der Inhal t des Druckwerkes
ein Verbrechen begründet, überdies mi t stren-
gem Arrest von drei Tagen bis zu drei Mona-
ten zu bestrafen. Enthäl t das Druckwerk den
strafbaren Vorwurf eines Verbrechens, eines
Vergehens, einer gerichtlich strafbaren Ü b e r t r e -
tung oder den nicht durch guten Glauben ent-
schuldbaren Vorwurf eines unehrenhaften oder
unsittlichen Verhaltens oder eine nicht durch
guten Glauben entschuldbare Schmähung, so ist
dem wegen Vernachlässigung der pflichtmäßigen
Sorgfalt Verurtei l ten eine Geldbuße (§ 29
Abs. 2) aufzuerlegen. Begründet der Inha l t des
Druckwerkes eine Ehrenbeleidigung (§§ 487 bis
494 StG.), so entfällt die Best immung einer
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Geldbuße, wenn der für den Inhal t verantwor t -
lichen Person oder einem Haftungspflichtigen
(§ 40) der Beweis der Wahrheit , sofern er zu-
lässig ist, gelingt."

23. Der sechste Absatz des § 30 entfällt, der
siebente Absatz erhält die Bezeichnung (6).

24. Nach § 30 wird folgende Bestimmung ein-
gefügt:

„§ 31. Wahrheitsgetreue Berichte über die
Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen
des Nationalrates, des Bundesrates, der Bundes-
versammlung, eines Landtages oder eines Aus-
schusses einer dieser Körperschaften bleiben von
jeder Veran twor tung frei."

25. Der § 32 hat zu lauten:
„§ 32. (1) Eine strafbare Hand lung , die durch

den Inhal t eines Druckwerkes begangen wird, ist
verjährt, wenn seit der Verbrei tung im Inland
ein Jahr verstrichen ist, ohne daß eine straf-
gerichtliche Verfolgung eingeleitet worden ist.
Ist die T a t aber mit einer fünf Jahre übersteigen-
den Freiheitsstrafe bedroht , so richtet sich die
Verjährungszeit nach den Bestimmungen des
Strafgesetzes.

(2) Die Verjährung ruht , solange und soweit
die Verfolgung kraft gesetzlicher Vorschrift nicht
eingeleitet werden kann . "

26. Nach § 39 wird folgende Bestimmung ein-
gefügt:

„§ 40. Der Herausgeber und der Eigentümer
(Unternehmer) einer periodischen Druckschrift
sowie der Inhaber einer Druckerei sind, sofern
dies ausführbar ist, auch dann zur Haup tve rhand-
lung zu laden, wenn sie nicht Beschuldigte sind.
Sie haben in der Hauptverhandlung und im nach-
folgenden Verfahren auch in diesem Falle, soweit
es sich u m die Haf tung für Geldstrafen, Geld-
bußen und Kosten des Strafverfahrens handelt
(§ 4 Abs. 1 letzter Satz und § 5 Abs. 2), die
Rechte eines Beschuldigten. Doch wird durch ihr
Nichterscheinen das Verfahren und die Urteils-
fällung nicht gehemmt. Auch können sie gegen
ein in ihrer Abwesenheit gefälltes Urte i l keinen
Einspruch erheben. Die Frist zur Anmeldung von
Rechtsmitteln beginnt für sie mi t der Verkün-
dung des Urteils, auch wenn sie dabei nicht an-
wesend waren."

27. Der dr i t te Absatz des § 41 hat zu. lauten:
„(3) Soweit es sich u m den Verfall oder die

Unbrauchbarmachung handel t , sind die Bestim-
mungen des § 40 auf den Herausgeber peri-
odischer Druckschriften, bei anderen Druckwer-
ken auf den Verleger anzuwenden."

28. Der letzte Satz im zweiten Absatz des § 42
ha t zu lauten:

„Wird auf Verfall oder Unbrauchbarmachung
erkannt , so treffen die Kosten des Verfahrens
den Herausgeber oder Verleger."

29. Nach § 43 wird folgende Bestimmung ein-
gefügt:

„§ 43 a. Eine Ersatzfreiheitsstrafe (§ 266 StPO.)
ist nu r zu vollziehen, soweit die Geldstrafe bei
den Haftungspflichtigen (§ 4 Abs. 1 und § 5
Abs. 2) nicht eingebracht werden kann."

30. § 44 hat zu lauten:
„§ 44. Die Verpflichtung des verantwortl ichen

Redakteurs einer periodischen Druckschrift zur
Veröffentlichung einer Entgegnung nach § 24
und eines Urteils nach § 43 gilt, wenn dessen
Verantwortl ichkeit aufgehört hat, bis zur Er-
füllung auch für jeden folgenden verantwor t -
lichen Redakteur dieser periodischen Druck-
schrift."

31. An die Stelle des in § 13 angedrohten
Höchstbetrages der Geldstrafe t r i t t der Betrag
von 2000 S.

32. An die Stelle des in den §§ 17, 19 Abs. 2,
den §§ 22, 24 Abs. 2 Z. 1 bis 3, Abs. 6, dem
§ 25 Abs. 2, dem § 26 Abs. 2 und dem § 39
Abs. 2 angedrohten Höchstbetrages der Geld-
strafe t r i t t jeweils ein Betrag von 5000 S.

Artikel II.

Die Strafgesetznovelle 1929, BGBl. N r . 440/
1929, wird geändert und ergänzt wie folgt:

1. Im Art . II t r i t t an die Stelle des Wortes
„Verleger" das W o r t „Herausgeber".

2. Dem Art . II wird als zweiter Absatz fol-
gende Bestimmung angefügt:

„(2) Wi rd in einem solchen Falle das Straf-
verfahren auf andere Weise als durch ein ver-
urteilendes Erkenntnis beendet, so haftet der
Eigentümer (Unternehmer) der periodischen
Druckschrift und im Falle des Wechsels in der
Person des Eigentümers (§ 5 des Pressegesetzes)
auch der neue Eigentümer für die Kosten des
Strafverfahrens zur ungeteilten H a n d mit dem
Privatankläger."

Artikel III.

(1) Die Bestimmungen über die Haftung des
Herausgebers und des Eigentümers (Unter-
nehmers) einer periodischen Druckschrift sowie
des Inhabers einer Druckerei für Geldstrafen,
Geldbußen und Kosten des Strafverfahrens sind
nur wegen strafbarer Handlungen anzuwenden,
die nach dem Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes
begangen wurden.

(2) Auf strafbare Handlungen, die vor seinem
Inkraf t t re ten begangen worden sind, ist dieses
Bundesgesetz n u r anzuwenden, wenn nicht das
frühere Recht dem Beschuldigten oder Ver-
fallsbedrohten günstiger ist.

(3) Berechtigungen und Verpflichtungen, die
vor Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes nach den
Bestimmungen des bisherigen Rechtes entstanden
sind, bleiben unberühr t .
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Artikel IV.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind

die Bundesministerien für Justiz, für Inneres und
für Unterricht, je nach ihrem Wirkungskreise,
soweit der Wirkungskreis mehrerer Bundes-
ministerien berührt wird, im gegenseitigen Ein-
vernehmen betraut.

Körner
Figl Tschadek Helmer Kolb

1 1 9 . Bundesgesetz vom 27. Mai 1952,
betreffend Abänderung des Bundesgesetzes
vom 30. März 1949, BGBl. Nr. 92, über die
Ausübung des ärztlichen Berufes und die
Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz-

novelle 1952).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1.

Im zweiten Satz des § 59 Abs. 1 des Bundes-
gesetzes vom 30. März 1949, BGBl. Nr. 92,
über die Ausübung des ärztlichen Berufes und
die Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz) in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 20. Juni
1951, BGBl. Nr. 129, sind die Worte „1. Juli
1952" durch die Worte „1. Juli 1954" zu er-
setzen.

Artikel 2.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1952
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung betraut.

Körner
Figl Maisel

1 2 0 . Bundesgesetz vom 27. Mai 1952, be-
treffend Abänderung des Bundesgesetzes vom
4. Feber 1948, BGBl. Nr. 51, über die Be-
rechtigung der nach reichsrechtlichen Vor-

schriften approbierten Zahnärzte.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 4. Feber 1948, BGBl.

Nr. 51, über die Berechtigung der nach reichs-
rechtlichen Vorschriften approbierten Zahnärzte,
wird abgeändert wie folgt:

Der bisherige § 1 Abs. 1 erhält folgende neue
Fassung:

„(1) Personen, die vor dem 28. Mai 1945 nach
reichsrechtlichen Vorschriften die Approbation
als Zahnarzt erhalten haben, bleiben zur Aus-
übung des zahnärztlichen Berufes berechtigt, so-
fern sie am 31. Dezember 1950 österreichische
Staatsbürger waren und sich im Gebiete der

Republik Österreich als Zahnbehandler bereits
niedergelassen haben."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Körner
Figl Maisel

1 2 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 17. Juni 1952, womit
die Großverkaufspreise für den von der Ver-
wertungsstelle des Österreichischen Brannt-
weinmonopols abgegebenen Branntwein

(Spiritus) festgesetzt werden.

Artikel I.

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 6. Juni 1952 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) werden die
Großverkaufspreise für den von der Verwer-
tungsstelle des Österreichischen Branntwein-
monopols abgegebenen Branntwein (Spiritus) mit
Giltigkeit von dem der Kundmachung folgenden
Tage festgesetzt wie folgt:
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Artikel II.

Die Kundmachung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 31. Juli 1947, BGBl. Nr. 173,
in der Fassung der Kundmachungen vom 22. Ok-
tober 1948, BGBl. Nr. 236, vom 9. Feber 1952,
BGBl. Nr. 33, und vom 17. April 1952, BGBl.
Nr. 70, wird aufgehoben.

Kamitz



388


